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Vieru gegen die Republik Moldau (17106/18) 

JUMEN möchte durch eine Beschwerde vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) 

die Rechte der Betroffenen von geschlechtsspezifischer Gewalt stärken. Vergangene Verfahren zeigen, 

dass strategische Prozessführung unmittelbare Auswirkungen hat und zu einem besseren Schutz für 

Betroffene führen kann. Ein solches Verfahren, welches die vom EGMR in Kurt gegen Österreich 

entwickelten Grundsätze aufgreift und deren praktische Bedeutung verdeutlicht, insbesondere in Hinblick 

auf die Wirksamkeit von Schutzanordnungen und die Durchführung einer Risikoanalyse, ist Vieru gegen die 

Republik Moldau. 

Sachverhalt:  

Die Schwester des Beschwerdeführers war sowohl während der Ehe als auch nach der Scheidung von 

ihrem Ehemann misshandelt worden. Nach ihrem Tod erhob ihr Bruder Beschwerde beim EGMR. Er machte 

geltend, seine Schwester sei von den Behörden nicht ausreichend vor anhaltender häuslicher Gewalt 

geschützt und ihr Tod nicht ordnungsgemäß untersucht worden. 

Im September 2014 beantragte die Schwester des Beschwerdeführers erstmals eine Schutzanordnung für 

sich und ihre beiden Kinder und schilderte körperliche und psychische Gewalt durch ihren Mann seit 2012. 

Die Anordnung wurde für neunzig Tage erlassen; ihr Mann hatte jeglichen Kontakt zu ihr und den Kindern 

zu unterlassen, einen Abstand von mindestens 300 Metern einzuhalten und an einem Anti-Gewalt-

Programm teilzunehmen. Gleichwohl betrat er bereits einen Monat später erneut die Wohnung der 

Betroffenen, wofür gegen ihn eine Geldstrafe verhängt wurde. Einen Monat später wurde die Ehe 

geschieden. In den folgenden zwei Jahren wurden vier weitere Schutzanordnungen erlassen, doch kam es 

weiterhin zu mehreren Verstößen und Gewalthandlungen. Die Verletzungen wurden ärztlich dokumentiert. 

Auch stellte er ihr mehrfach den Strom in ihrer Wohnung ab und nahm ihr Geld, Telefon und Schlüssel ab. 

Anfang August 2016 beantragte die Betroffene erneut eine Verlängerung der Schutzanordnung und verwies 

auf weitere Vorfälle. Das Gericht lehnte den Antrag allerdings mit der Begründung ab, dass es an Beweisen 

für erneute Gewalt fehle. Weniger als zwei Wochen später wartete ihr Ex-Mann am Eingang von ihrem 

Wohngebäude auf sie, schlug und beleidigte sie. Sie floh, doch gelang es ihm, ihr in die Wohnung zu folgen, 

wo er sie in der Küche isolierte und erneut schlug. Infolge dieser Ereignisse fiel sie aus dem fünften Stock 

und erlitt dadurch multiple traumatische Verletzungen. Im Oktober 2016 verstarb die Schwester des 

Beschwerdeführers an den Folgen des Sturzes. 

Seit November 2014 wurde gegen ihren Mann wegen zahlreicher Gewalthandlungen ermittelt. Nach 

einmonatiger Untersuchungshaft Ende 2015 und Hausarrest bis März 2016 wurde er zu zwei Jahren 

Freiheitsstrafe auf Bewährung verurteilt. Nach beiderseitiger Berufung verurteilte ihn das Berufungsgericht 

2017 – inzwischen nach dem Tod der Betroffenen, vertreten durch ihren Bruder – zu zwei Jahren Haft. 

Auf Revision des Beschwerdeführers, der Staatsanwaltschaft und der Verteidigung wurde das 

https://hudoc.echr.coe.int/eng#%7B%22itemid%22:%5B%22001-238017%22%5D%7D
https://jumen.org/wp-content/uploads/2026/06/JUMEN-2026-Paper-Kurt-gegen-Oesterreich.pdf


 

2 
 

Berufungsurteil vom Obersten Gerichtshof aufgehoben und an das Berufungsgericht zurückverwiesen. Im 

November 2017 stellte das Berufungsgericht das Verfahren schließlich teilweise wegen Verjährung, 

teilweise wegen Herabstufung der Taten zu Ordnungswidrigkeiten ein. Im Februar 2018 bestätigte der 

Oberste Gerichtshof das Berufungsurteil in vollem Umfang. 

Feststellungen des EGMR: 

Der EGMR wertet das Verhalten der Behörden als Verstoß gegen Artikel 2 und 3 in Verbindung mit Artikel 14 

der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK). Maßgeblich ist dabei die Frage, ob die zuständigen 

Behörden angemessen auf die dokumentierten Vorfälle häuslicher Gewalt reagiert und effektive 

Schutzmaßnahmen ergriffen haben. Der EGMR wendet dabei die im Fall Kurt gegen Österreich entwickelten 

Maßstäbe zum Umfang und Inhalt staatlicher Schutzpflichten bei häuslicher Gewalt auf diesen Fall an.  

Der EGMR äußert zunächst deutliche Zweifel an der Wirksamkeit der ergriffenen Maßnahmen. Zwar wurden 

innerhalb von zwei Jahren sechs von sieben beantragten Schutzanordnungen erlassen, jedoch führten 

diese weder zu einem verbesserten Schutz für die Betroffene, noch zu einer effektiven 

Verantwortlichmachung von ihrem Partner. Ausschlaggebend hierfür war insbesondere das Fehlen eines 

Mechanismus zur tatsächlichen Durchsetzung dieser Anordnungen, sodass sie letztlich keinen wirksamen 

Schutz gewährleisteten (Rn. 109). Auch der einmalige Vorschlag, die Betroffene in einem Schutzhaus 

unterzubringen, genügte nach Auffassung des Gerichts nicht (Rn. 112). Dies ändere sich auch nicht dadurch, 

dass das Angebot durch sie abgelehnt worden war, da ein einzelnes und zudem nicht näher konkretisiertes 

Angebot die über zwei Jahre andauernde, dokumentierte Gewalt bei gleichzeitiger Straflosigkeit nicht hätte 

ausgleichen können (ebd.). 

Ein weiterer zentraler Kritikpunkt des EGMR bezieht sich darauf, dass keine Gefährdungsanalyse 

vorgenommen wurde, bei welcher die Behörden versuchen, das zukünftige Verhalten des Täters 

einzuschätzen und daraus Schutzmaßnahmen abzuleiten (Rn. 115). Eine solche Gefährdungsanalyse dient 

dazu, auf Grundlage einer Gesamtbetrachtung aller bekannten Vorfälle die Wahrscheinlichkeit weiterer 

Eskalationen zu bewerten und konkrete Gefährdungslagen zu identifizieren. Hätten die Behörden eine 

derartige umfassende Bewertung vorgenommen, erscheint es nach Auffassung des Gerichts 

wahrscheinlich, dass sie zu dem Ergebnis gelangt wären, dass von ihrem Mann eine reale und unmittelbare 

Gefahr für die Betroffene ausging (Rn. 116). In diesem Zusammenhang hätten auch typische Risikofaktoren 

häuslicher Gewalt erkannt werden können. Eine ordnungsgemäße Bewertung hätte zudem die besondere 

Vulnerabilität, Hilflosigkeit und Ausweglosigkeit sichtbar gemacht, in der sich die Betroffene befand, 

insbesondere nach der Bewährungsentlassung von ihrem Mann, den fortgesetzten Übergriffen sowie der 

Ablehnung ihres Antrags auf eine Schutzanordnung zwei Monate vor dem Vorfall, bei dem sie schließlich 

vom Balkon stürzte (Rn. 117).  

Darüber hinaus kritisiert der EGMR die fehlende Berücksichtigung der spezifischen Dynamik häuslicher 

Gewalt. Die Behörden hätten zu keinem Zeitpunkt einen ernsthaften Versuch unternommen, den Fall in 

seiner Gesamtheit zu würdigen (Rn. 87). Wie der EGMR insbesondere in der Kurt gegen Österreich und 
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seitdem in ständiger Rechtsprechung betont hat, besteht eine staatliche Verpflichtung, häusliche Gewalt 

nicht als eine Abfolge isolierter Einzelfälle zu behandeln, sondern als ein Gesamtgeschehen. Im 

vorliegenden Fall zeigte sich dieses Versäumnis unter anderem darin, dass die beantragte Verlängerung 

einer Schutzanordnung abgelehnt wurde, ohne eine Gesamtwürdigung der vorangegangenen Ereignisse 

vorzunehmen (Rn. 117). Zudem blieben psychische Formen häuslicher Gewalt unberücksichtigt, indem zu 

mehrfach gemeldeter psychischer Gewalt, Nachstellung und Belästigung nicht ermittelt wurde (Rn. 96). 

Damit wurde verkannt, dass nach der Rechtsprechung des EGMR, insbesondere unter Bezugnahme auf 

Artikel 3 lit. b, 33 Istanbul-Konvention, häusliche Gewalt über körperliche Übergriffe hinaus auch Zwangs- 

und Kontrollmuster umfasst. Im Ergebnis stellt der EGMR einen Verstoß gegen die positiven 

Verpflichtungen aus Artikel 3 EMRK fest. 

Schließlich kritisiert der EGMR den Umgang der Behörden mit dem Tod von der Schwester des 

Beschwerdeführers. Der Suizid wurde ausschließlich unter dem Straftatbestand der Anstiftung zum Suizid 

untersucht, ohne alternative Einordnungen – etwa häusliche Gewalt mit tödlichem Ausgang oder einen 

geschlechtsspezifisch motivierten Mord – in Betracht zu ziehen (Rn. 91), obwohl sich der Ex-Mann zum 

Zeitpunkt des Sturzes in der Wohnung befand. Das Gericht zeigte sich bestürzt über die Bereitschaft der 

Behörden, den Tod der Frau als Folge eines unbeabsichtigten Sturzes hinzunehmen, ohne andere 

Geschehensabläufe angemessen zu prüfen (Rn. 91) und stellt diesbezüglich einen Verfahrensverstoß gegen 

Artikel 2 EMRK fest. In einer abweichenden Meinung (engl.: dissenting opinion) kritisieren zwei 

Richter*innen, dass der EGMR eine Gelegenheit verpasst habe, sich vertieft mit suizidbezogenen Fällen 

häuslicher Gewalt auseinanderzusetzen. Sie betonen, dass der Tod der Betroffenen nicht isoliert 

betrachtet werden dürfe, sondern im Kontext der wiederholten Gewalt zu sehen sei, der sie ausgesetzt 

war. 

 

 

 

 

Geltung der EMRK und der EGMR- Rechtsprechung in Deutschland: 

Die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) ist ein völkerrechtlicher Vertrag, der 

die Menschenrechte schützt. Dazu gehören u.a. das Recht auf Leben, das Verbot von 

Folter und das Recht auf Freiheit und Sicherheit. Die EMRK trat 1953 in Kraft. Deutschland 

muss seitdem ihre Rechte einhalten, da die EMRK durch ihre Ratifikation im Rang 

einfachen Bundesrechts in die deutsche Rechtsordnung einbezogen worden ist. Ihr 

Zustimmungsgesetz enthält einen Rechtsanwendungsbefehl (Artikel 59 Abs. 2 S. 1 GG), 

der sich an alle staatlichen Stellen richtet. Über diese Wirkung hinaus gibt das deutsche 

Grundgesetz den Grundsatz der Völkerrechtsfreundlichkeit vor, der zu einer 

Rangaufwertung der EMRK führt und sie auch zu einer Interpretationshilfe für die 

Grundrechte macht (Artikel 1 Abs. 2, 25, 59 GG, Präambel). Die Begriffe „häusliche Gewalt“ 

und „Gewalt gegen Frauen“ werden wiederum durch das Übereinkommen des Europarats 

zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (sog. 

Istanbul-Konvention) mit Leben gefüllt.  
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Wirkung des konkreten EGMR-Urteils Vieru gegen die Republik Moldau für die Arbeit von 

JUMEN: 

- In der Entscheidung wiederholt, verfestigt und konkretisiert der EGMR (unter Heranziehung der 

Istanbul-Konvention) die in Kurt gegen Österreich entwickelten Maßstäbe, insbesondere zur 

Wichtigkeit einer autonomen, proaktiven und umfassenden Gefährdungsanalyse durch die 

Behörden und macht deutlich, dass die Durchführung einer Gefährdungsanalyse die maßgebliche 

Grundlage für die Ausübung der staatlichen Schutzpflichten bei häuslicher Gewalt darstellt. 

- Es wird deutlich, dass Schutzanordnungen nicht nur formal erlassen, sondern auch effektiv 

überprüft und durchgesetzt werden müssen, da bloß auf dem Papier bestehende 

Schutzanordnungen ohne wirksame Kontroll- und Durchsetzungsmechanismen nicht ausreichen. 

- Der Fall verdeutlicht zudem die Pflicht der Staaten, die spezifische Dynamik häuslicher Gewalt zu 

berücksichtigen, indem einzelne Vorfälle nicht isoliert, sondern im Gesamtzusammenhang einer 

fortdauernden Gewaltspirale bewertet werden, die – wie sich insbesondere aus der (vom EGMR 

herangezogenen) Istanbul-Konvention ergibt – auch psychische Gewalt in Form von Zwangs- und 

Kontrollmustern umfasst. 

Für das Verständnis der EMRK und ihre adäquate Auslegung sind die Urteile des 

Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) unerlässlich. Dabei spielt auch die 

Istanbul-Konvention eine tragende Rolle, da sie dem EGMR als Referenzrahmen für die 

Bewertung von geschlechtsspezifischer Gewalt dient. Sie konkretisiert die 

menschenrechtliche Argumentation des EGMR und dessen Verständnis von der EMRK. 

Der EGMR ist die höchste europäische Instanz für Menschenrechtsverletzungen und 

überwacht die Umsetzung der EMRK in den Vertragsstaaten. Die Rechtsprechung des 

EGMR hat Orientierungs- und Leitfunktion und ist für Deutschland nach Artikel 46 EMRK 

rechtsverbindlich (Berücksichtigungspflicht). Die Missachtung seiner Urteile stellt einen 

Völkerrechtsbruch dar (BVerfGE 111, 307 – Görgülü). Das gilt auch für Urteile, die sich 

nicht direkt an Deutschland richten, da sie dennoch vorgeben, wie die Menschenrechte 

nach EMRK-Standard zu schützen sind. Deshalb müssen deutsche Gerichte und 

Behörden seine gesamte Rechtsprechung ernst nehmen und umsetzen. Gibt der EGMR 

eine konkrete Auslegung für einen Artikel vor, ist diese Auslegung für die Vertragsstaaten 

verbindlich. 

 


